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1. Unterschiedliche Zweifel an der Universalität der
Menschenrechte1

Schon immer sind von verschiedenen Seiten Zweifel an der
Universalität der Menschenrechte geäußert worden. Beson-
ders deutlich wurden sie auf der UN Konferenz 1993 in
Wien, insbesondere von Vertretern der Volksrepublik Chi-
na, aber auch von anderen asiatischen Staaten, vorgebracht.
Danach seien die Menschenrechte nicht nur historisch ein
Produkt der europäisch-amerikanischen Kultur, sondern
auch in Inhalt, Form und rechtlicher Ausgestaltung nur in
diesen Kulturen beheimatet, gegenüber den asiatischen Kul-
turen hingegen seien sie in wichtigen Hinsichten fremd und
unangemessen. Eben deshalb komme ihnen auch dort nur
eine beschränkte Geltung zu und die Allgemeine Erklärung
der Menschenrechte sei durch eine asiatische Variante, wie
es ja auch schon eine europäische gebe, zu ersetzen. Solche
Ansichten einer nur kulturell beschränkten Geltung der
Menschenrechte gibt es auch von islamischer Seite und
von Vertretern afrikanischer Staaten, sie wurden aber auch
von Mitgliedern des europäisch-amerikanischen Kulturrau-
mes geäußert, oft verbunden mit einem Plädoyer für die An-
erkennung eines kulturellen Relativismus und Pluralismus
und einer Zurückweisung des universellen Anspruchs der
Menschenrechte. Zwar wurde dann auf der Wiener Kon-
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ferenz der Universalismus der Menschenrechte noch einmal
von der Mehrheit der Staaten formal bekräftigt2, doch um
den Preis ambivalenter Kompromissformulierungen, und
keineswegs waren und sind damit die kulturrelativistischen
Auffassungen verstummt.

Sie lagen auch dem Versuch zugrunde, die universellen
Menschenrechte durch einen universellen Pflichtenkatalog
zu ergänzen, zu verbessern oder zu ersetzen. Die „All-
gemeine Erklärung der Menschenpflichten“, die der Inter-
ActionCouncil, ein Zusammenschluss ehemaliger Staats-
männer und -frauen, unter dem Ehrenvorsitz von Helmut
Schmidt 1997 veröffentlicht hat3, erklärt ihren Vorschlag
zur Festschreibung einer globalen Pflichtenmoral u. a. da-
mit, dass die universellen Menschenrechte „von einigen
westlichen Politikern, zumal in den USA, als Kampfbegriff
und als aggressives Instrument der Außenpolitik benutzt“
würden, und zwar „durchaus selektiv“ und einseitig je
nach „ökonomischen und strategischen Interessen“. So
richtig die Beobachtung ist, dass der internationale Druck
zur Einhaltung der Menschenrechte „zwar gegenüber Chi-
na, Iran oder Libyen, nicht aber gegenüber Saudi-Arabien,
Israel oder Nigeria“ vornehmlich sich richtet, so ist das kei-
neswegs ausreichend, um sie als „Instrument zur Verlänge-
rung westlicher Vorherrschaft“ zu denunzieren. Helmut
Schmidt unterstützte diese Kritik an der bloß selektiven Be-
achtung der Menschenrechte aber noch mit einer augen-
scheinlich zustimmenden, kulturrelativen Kritik: „Die Hu-
man Rights“ werden „von manchen Muslimen, Hindus und
Konfuzianern als ein typisch westliches Konzept auf-
gefasst“, schreibt er: „Darüber hinaus hören wir besonders
in Asien den ernstzunehmenden, ernsthaft begründeten
Vorwurf, das Grundrechtskonzept vernachlässige oder ver-
kenne gar die Notwendigkeit von Tugenden und von Pflich-
ten und Verantwortlichkeiten des einzelnen gegenüber der
Familie, der Gemeinde, der Gesellschaft oder dem Staat.
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Manche Asiaten meinen, einen prinzipiellen Gegensatz zu
erkennen zwischen westlicher und asiatischer Auffassung
von der Würde des Menschen“.4 Die westliche, individualis-
tische Moral sei keineswegs universell, die ihr entspre-
chende liberale Konzeption der Menschenrechte damit
ebenso wenig. Entweder müsse daher der universelle An-
spruch aufgegeben werden, und, was zum Teil ja schon ge-
schehen ist, es müssen kulturspezifische Menschenrechts-
erklärungen erfolgen, wie etwa die Asiatische Erklärung
der Menschenrechte (Bangkok, März 19935) oder die Kairoer
Erklärung der Menschenrechte im Islam (1990)6 oder die für
afrikanische Menschenrechte7, oder aber, und diesen Weg
forderte die Allgemeine Erklärung der Menschenpflichten,
die individualistischen Menschenrechte seien durch ge-
meinschaftsbezogene Pflichten zu ergänzen oder zu kor-
rigieren.8

Hier verbindet sich die berechtigte Kritik an der bloß se-
lektiven Umsetzung der Menschenrechte mit einer grund-
sätzlichen und zugleich spezifisch kulturrelativistischen
Skepsis, die unterstellt, dass die „westlichen“ Menschen-
rechte einseitig und absolut die egoistischen Interessen
vereinzelter Einzelner schützen, während die gemein-
schaftsbezogenen Pflichten, die sich aus den Mitgliederrol-
len des Menschen in unterschiedlichen Gemeinschaften
ergeben, vernachlässigt werden. Das erstere sei typisch für
den westlichen Liberalismus, das letztere charakterisiere
hingegen die asiatische gemeinschaftsbezogene Pflichten-
moral.9

Neben solchen kulturrelativistischen Angriffen auf die
Universalität der Menschenrechte gibt es noch eine andere
Art, ihre Universalität in Frage zustellen: Hier wird zwar in
abstrakter Weise der universelle Anspruch der Menschen-
rechte bejaht, aber es wird auf die ganz unterschiedliche
Verwirklichung und Realisierbarkeit dieses Anspruchs hin-
gewiesen, so dass in entscheidenden Feldern nur eine par-
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tikulare Gültigkeit konstatiert werden kann. Nach dieser
kritischen Auffassung ist die Realität der Beachtung und
Institutionalisierung der Menschenrechte höchst unter-
schiedlich und differenziert zu betrachten, in einigen Hin-
sichten, insbesondere mit Bezug auf die „negativen Frei-
heitsrechte“, seien die Menschenrechte universell gültig
und akzeptabel, in anderen Hinsichten aber, insbesondere
in Bezug auf die sozialen Teilhaberechte und/oder die poli-
tischen Mitwirkungsrechte sei eine universelle Beachtung
nicht möglich, diese Rechte seien eben nur zum Teil und
nur bedingt realisiert oder realisierbar. Nach dieser Auffas-
sung muss die Universalität der Menschenrechte differen-
ziert betrachtet werden, für einige Menschenrechte gelte
sinnvoller Weise nur ein partikularer Anspruch, alles an-
dere sei idealistisch und realitätsfern. Damit wird eine
Teilbarkeit der Menschenrechte vertreten.10

Wir haben insoweit drei Positionen, die die Universali-
tät der Menschenrechte bezweifeln:
1) eine allgemeine, kulturrelative Skepsis hält die All-

gemeinen Menschenrechte nur in dem Kulturraum für
gültig oder angemessen, in dem sie auch entstanden
sind. Hier wird von der spezifischen Genesis der Men-
schenrechte in der europäischen Aufklärung auf eine
auch auf diesen Raum beschränkte Geltung geschlos-
sen.

2) eine spezifisch kulturrelative Argumentation hält die
besondere und einseitige, inhaltliche Auszeichnung der
individuellen Freiheitsrechte für im Widerspruch ste-
hend mit dem universellen Anspruch, seien doch viele
nichteuropäische Moralkonzeptionen nicht durch einen
Vorrang des Einzelnen vor seiner Gruppe, sondern um-
gekehrt durch einen Vorrang der Gemeinschaftsinteres-
sen von den Interessen des Einzelnen charakterisiert.

3) Drittens schließlich bezweifelt eine anders ansetzende
Kritik die universelle Realisierbarkeit aller Menschen-
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rechte und hält nur einen gewissen Teil, vornehmlich
die liberalen Abwehrrechte für universell gültig, andere
Rechte, insbesondere die positiven politischen Teilnah-
me- und/oder die sozialen Teilhaberechte seinen nur be-
dingt zu verwirklichen und daher nicht in der gleichen
Weise universell gültig.

Alle drei Einwände können zusammen auftreten und sich
überlagern, und sie werden vielfach noch durch andere Ein-
wände ergänzt. Insbesondere ist zu beachten, dass diese
skeptischen Einwände politisch instrumentalisiert werden
können und dass sie häufiger von diktatorischen Regimen
schlicht zur Abwehr von Menschenrechtsverpflichtungen
missbraucht werden. Die Menschenrechte sind, wie könn-
te es anderes sein, auch ein politisches Instrument – in
Frage steht, ob sie nur ein beliebig benutzbares politisches
Instrument sein können oder sollen. Gegen eine willkürli-
che Indienstnahme sperrt sich der universelle Anspruch
der Menschenrechte, auch wenn er keineswegs unange-
fochten vertreten wird. Er kann daher in den politischen
Auseinandersetzungen in einer ihres Pluralismus zuneh-
mend bewusster werdenden Welt auch nicht schlicht als
Anfangsprämisse vorausgesetzt werden. Gerade wenn man
den Universalismus der Menschenrechte verteidigen will,
muss man für ihn mit seinen Gegnern argumentieren.

2. Begriffliche Erläuterungen des Universalismus der
Menschenrechte

In dieser Lage ist es nur ratsam, sich zunächst zu verdeutli-
chen, was überhaupt mit dem Universalismus der Men-
schenrechte gemeint ist und sich in Erinnerung zu rufen,
wie sehr er auch in der westlichen Geschichte umstritten
war und ist.
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Zweifelsohne erhebt die Idee der Menschenrechte einen
universellen Anspruch: Sie sollen für alle einzelnen Men-
schen auf der Welt in der gleichen Weise und im gleichen
Umfang gelten, unabhängig z. B. von Religions- oder Staats-
angehörigkeiten, Geschlecht oder Herkunft oder der beson-
deren Kultur, in der sie verwirklicht sind. Was die Idee bean-
sprucht, ist aber vielerorts nicht Wirklichkeit. Man könnte
sagen, so ergeht es jeder Idee oder: genau das macht etwas zu
einer Idee, dass die Wirklichkeit ihr nicht entspricht. Aber
eine solche Auffassung wäre folgenlos und wohl auch zu
einfach. Die Idee der Menschenrechte hat sich im Laufe der
Geschichte gewandelt, und in immer auch neuen begriff-
lichen Entwürfen ist sie angesichts neuer historischer Erfah-
rungen „erklärt“ und expliziert worden.

Hier sollen kurz die wichtigsten begrifflichen Bestim-
mungen der Menschenrechte, wie sie seit dem Zweiten
Weltkrieg im Anschluss an die Allgemeine Erklärung der
Menschenrechte (AEMR) von 1948 verstanden werden, in
Erinnerung gerufen werden. Menschenrechte sind kom-
plexe Rechte; sie haben einmal eine moralische Dimensi-
on, in der sie begründbar sein müssen, und sind insofern
„moralische Rechte“; sie sind aber andererseits hinsicht-
lich ihrer vollen Wirksamkeit als legale Grundrechte zu
verstehen, und sind damit nicht nur Bestandteil des positi-
ven (nationalen und internationalen) Rechts, als solche
legalen Rechte sind sie auch von politischen Entscheidun-
gen des jeweiligen Gesetzgebers oder, im internationalen
Recht, der nationalen Vertragspartner abhängig. Motiviert
sind diese politischen Entscheidungen von der Verarbei-
tung historisch erfahrenen Unrechts, ja, das Menschen-
rechtsverständnis seit 1948 antwortet auf die bislang un-
vorstellbare Barbarei der Nazizeit und des Stalinismus.11

Zu einem vollen Verständnis der Menschenrechte gehören
daher Überlegungen in den Dimensionen der Moral, des
positiven Rechts, der Politik und Geschichte.12
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Mit den Menschenrechten verbinden wir die Vorstel-
lung, dass sie für alle in gleicher Weise gelten und sie inso-
fern nicht nur universell, sondern auch egalitär sind, und
dass sie keinem Menschen abgesprochen werden können
und sie insofern individuell und kategorisch sind. Wir ha-
ben es mit einer Vielzahl von unterschiedlichen Men-
schenrechten zu tun, die typischer Weise in einem Katalog
aufgezählt werden; inhaltlich unterscheiden wir die negati-
ven Freiheitsrechte, die vornehmlich Abwehrrechte gegen
Gewalteinwirkungen durch den Staat und durch Einzelne
umfassen, von positiven Teilnahmerechten, die die politi-
sche und gesellschaftliche Meinungs- und Willensbildung
und die faire Teilnahme am Rechtssystem betreffen, und
schließlich von sozialen Teilhaberechten, die die Gewäh-
rung von gleichen und angemessenen Lebensbedingungen
sichern.13

Von dieser ja sehr komplexen Menschenrechtskonzep-
tion behaupten wir nun, dass sie universell gilt. Was mei-
nen wir mit der Universalität der Menschenrechte und
wie verhält sie sich zu den ja unausweichlichen kulturel-
len Besonderungen? Ich will zunächst einige abstrakte be-
griffliche Erläuterungen geben. Der Universalismus der
Menschenrechte ist nicht nur ein quantitativer Univer-
salismus (alle von einer Menge X), sondern er ist qualifi-
ziert: alle Individuen von einer Menge sollen gleich und
unbedingt in ihren Rechten anerkannt sein. Und es lassen
sich zwei „Richtungen“ dieses qualitativen Universalis-
mus unterscheiden: a) alle als Träger von Rechten, und b)
alle als Adressaten der korrespondierenden Pflichten.

Hinsichtlich a) sind mit „alle“ als Träger von Men-
schenrechten alle Menschen als einzelne Individuen oder
Personen gemeint. Diese Auffassung ist in vielen Punkten
erläuterungsbedürftig und voraussetzungsvoll. Was ist die
Bestimmung des Menschen als Menschen, was bestimmt
ihn als Einzelnen oder als Individuum oder Person? Strittig

53

Zur Verständigung über die Universalität der Menschenrechte



ist auch, was genau die Kriterien für „Menschen als Träger
von Menschenrechten“ sind, und ob sie auch z. B. für Em-
bryonen oder für Menschenaffen zutreffen. Ferner scheiden
Kollektive als Träger von Menschenrechten, wie sie bei
den sogenannten Menschenrechten der „dritten Genera-
tion“ (oder Dimension)14 unterstellt werden, nach diesem
Begriffverständnis als genuine Menschenrechte aus. D. h.,
wenn wir Kollektive als Träger von Menschenrechten zu-
lassen, hätten wir hier eine andere Klasse von Rechten,
bei der es insbesondere unklar ist, warum sie einen univer-
sellen Anspruch (für alle Kollektive?) erheben könnten.

Hinsichtlich b) sind die Adressaten der korrespondieren-
den Verpflichtungen nach Moral und Recht zu differenzie-
ren. Rechtlich und völkerrechtlich sind unmittelbare
Adressaten zunächst die jeweilige öffentliche Ordnung,
der jeweilige Staat, dann alle Staaten, und vermittelt über
sie indirekt (in der Weise einer „Drittwirkung“) erst alle
Bürger. In der moralischen Dimension der Menschenrech-
te, auch wenn wir sie als moralische Ansprüche an eine po-
litische Ordnung verstehen, sind freilich zunächst die
Menschen alle einzeln verpflichtet, und wenn sie diesen
Verpflichtungen nicht sinnvoll nachkommen können,
dann alle gemeinsam.15 Bei der Art der Verpflichtungen un-
terscheidet man in moralischer Hinsicht gewöhnlich zwi-
schen negativen Pflichten: Unterlassungspflichten, und
positiven Pflichten: Hilfs- und Schutzpflichten.16 In recht-
licher Hinsicht hat sich zur Verdeutlichung der unter-
schiedlichen Pflichten, die mit den Menschenrechten kor-
respondieren, die Dreiteilung von Respekts-, Schutz- und
Gewährleitungspflichten eingebürgert.

Historisch wie systematisch ist und wird dieser qualifi-
zierte und differenzierte Universalismus der Menschen-
rechte in einzelnen Schritten oder Graden realisiert. In der
rechtlichen und politischen Wirklichkeit können wir Pro-
zesse der Universalisierung der Menschenrechte beobach-
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ten, und sie laufen mit unterschiedlichen Geschwindigkei-
ten, Stockungen und Rückschlägen, und keineswegs ist es
ausgemacht, dass sie in allen Hinsichten synchron und
gleichgewichtig verlaufen oder verlaufen müssen.17

Der qualitative Universalismus und die historischen Pro-
zesse der Universalisierung der Menschenrechte erfordern
daher die Begründung sehr unterschiedlicher Behauptungen
oder Ansprüche prinzipieller Natur, ganz abgesehen von
speziellen Begründungen, warum denn bei einem einzelnen
Menschenrecht nun gerade dieser Inhalt so fundamental ist,
dass er mit einem singulären, universellen Menschenrecht
geschützt werden muss oder soll. Man wird daher kaum er-
warten, dass eine Begründung in der einen Hinsicht schon
alle Fragen in den anderen Hinsichten beantwortet. Aber be-
nötigt man überhaupt Begründungen? Reicht es nicht aus,
sich auf einen herrschenden politischen Konsens zu verlas-
sen? Drei Möglichkeiten sind denkbar: a) Es gibt die eine,
umfassende und absolute moralische Begründung für den
Menschenrechtsuniversalismus (wie sie zum Beispiel von
Kant vorgelegt wurde); oder aber b) eine Begründung er-
scheint eher redundant, da die Menschenrechte ein politi-
sches Projekt18 sind und mit der Globalisierung auch die
Menschenrechte universell werden und bestenfalls pragma-
tisch begründet werden müssen; oder aber c) es gibt nicht
nur eine, sondern mehrere moralische Begründungen des
Menschenrechtsuniversalismus, was angesichts des Plura-
lismus der Kulturen in der Welt die Möglichkeit eröffnet,
von unterschiedlichen Voraussetzungen aus die Menschen-
rechte zu begründen.19 Wenn es freilich mehrere Wege nach
Rom gibt, dann muss doch gezeigt werden, dass man we-
nigstens einen gehen kann.
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3. Die Universalisierung der Menschenrechte in der
Spannung der Vielfalt der Kulturen

Die komplexen Globalisierungsprozesse haben einerseits
bemerkenswerte und ubiquitäre Vereinheitlichungseffekte
hervorgerufen, andererseits aber auch dazu kontrastive Re-
aktionen und Besonderungen. Ebenso ambivalent sind
auch die Bewertungen dieser globalisierenden Vereinheitli-
chungen: Sie werden einmal als Befreiungen und Freiheit-
schancen wahrgenommen und benutzt, zum anderen als
Entwertungen und Verarmungen beklagt und bekämpft.
Die Idee der Menschenrechte ist Teil dieses weltgeschicht-
lichen Prozesses, und dementsprechend auch Gegenstand
der ambivalenten Bewertungen. Dabei ist die Wirklichkeit
der Menschenrechte überall durch eine besondere kultu-
relle Tönung geprägt. Je nachdem wie die Menschenrechte
in nationalen Verfassungen und/oder internationalen Ver-
trägen aufgenommen werden, werden sie zugleich im Kon-
text von nationalen oder religiös geprägten Kulturen ver-
standen und angewendet. Dabei ist zu beachten, dass die
Menschenrechte keineswegs in allen Staaten und Kulturen
gleichermaßen „zu Hause“ sind. Schon die Erinnerung an
ihre schmerzhafte, mit zahlreichen Rückschlägen einher-
gegangene und keineswegs linear fortschrittliche Ge-
schichte in den europäisch-amerikanischen Staaten zeigt,
dass sie gerade nicht mit allen Kulturen vereinbar sind,
sondern Revolutionen und Brüche hervorrufen und we-
sentliche Änderungsprozesse verlangen, um angemessen
verwirklicht zu werden. Die Idee der Menschenrechte ver-
langt dabei zwar nicht eine Einheitskultur, sondern ermög-
licht und fördert gerade die Wandlung und die Vielfalt der
Kulturen, aber sie erlaubt die Vielfalt nur auf der Basis ei-
nes minimalen, aber universal akzeptablen Verständnisses
der Rechte jedes einzelnen Menschen. Wo also liegen die
Grenzen der lokalen Auffassungen, und inwieweit kann
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eine kulturelle Besonderung der Menschenrechte mit
ihrem universellen Anspruch vereinbar sein?

Diese und im Vorausgegangenen angesprochene Fragen
stellt der vorliegende Band und versucht sie in ersten
Schritten zu beantworten. Zunächst einmal kann und
sollte genauer bestimmt werden, was unter dem Univer-
salismus der Menschenrechte angesichts der Herausforde-
rungen durch eine Pluralität von Kulturen in der Welt ver-
standen werden kann. Die Beiträge von Udo Di Fabio und
Heiner Bielefeldt verteidigen den universellen Anspruch
der Menschenrechte auf unterschiedliche Weise, und sie
umreißen für die weitere Diskussion zwei wichtige Posi-
tionen. Aus der Sicht des Verfassungsrechtlers entwickelt
Di Fabio die Idee der Menschenrechte aus dem neuzeitli-
chen Humanismus und Rationalismus und bestimmt und
begrenzt ihren universellen Anspruch angesichts der viel-
fältigen Kulturen und der internationalen Entwicklung im
Völkerrecht. Bielefeldt unterscheidet sehr hilfreich die
„Idee des menschenrechtlichen Universalismus“ vom Pro-
jekt der „globalen Institutionalisierung der Menschen-
rechte“ und ihrer „Ratifizierung“ in „Menschenrechts-
konventionen“, um vor diesem Hintergrund die mögliche
„Beheimatung der Menschenrechte“ in unterschiedlichen
Kulturen zu überprüfen. Aus der Sicht der christlichen Re-
ligionen bahnen Thomas M. Schmidt und Eberhard Jüngel
Zugänge zum Universalismus der Menschenrechte, und
verdeutlichen damit exemplarisch die Möglichkeiten, in
einer kritischen Reflexion auf die Geschichte des span-
nungsreichen Verhältnisses von Christentum und Men-
schenrechten sich des universellen Anspruches der Men-
schenrechte begründet zu vergewissern. In allen vier
Hauptbeiträgen des Bandes werden dabei unterschiedliche
Auffassungen der Rolle von Begründungen des universel-
len Anspruches herausgearbeitet und zur Diskussion ge-
stellt.
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Diese unterschiedlichen Herausforderungen nehmen
die Kommentatoren/innen auf; sie stellen aus der Sicht
des Völkerrechts (Eckhart Klein, Georg Nolte), der Ge-
schichte (Stefan-Ludwig Hoffmann), der Ethnologie
(Anette Rein), der Soziologie (Sibylle Tönnies) und der Phi-
losophie (Norbert Brieskorn, Stefan Gosepath, Georg Loh-
mann) kritische oder ergänzende Anfragen an die Haupt-
beiträge. In ihnen geht es einmal um die kulturellen und
historischen Besonderheiten, die dem Universalismus der
Menschenrechte zugrunde liegen. Es werden das begriff-
liche Selbstverständnis und die Rolle von Begründungen
des Menschenrechtsuniversalismus überprüft und abge-
klärt. Zum anderen geht es um die kulturell und politisch
besonderen Wahrnehmungen und rechtlichen Anwendun-
gen dieses Menschenrechtsuniversalismus, d. h. es geht
nicht bloß um die kognitive Sicht und ein begründetes Ver-
ständnis der Menschenrechte, sondern auch um die recht-
liche Konkretisierung, politische Durchsetzung und kultu-
relle Besonderung in einer sozialen Praxis.

Der Band verbindet grundlagentheoretische Fragestel-
lungen mit einzelwissenschaftlichen Konkretisierungen
und hofft so für eine weitere wissenschaftliche Auseinan-
dersetzung um den Universalismus der Menschenrechte
wichtige Anregungen geben zu können.
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